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 Schließen   Drucken 

Aktuell Wirtschaft Arbeit, Rente & Gesundheit  
Amerika  
Ein Sechstel der Wirtschaftskraft für die Gesundheit 
Von Claus Tigges 

 
30. Juni 2006  
Den Amerikanern ist ihre Gesundheit lieb. Vor allem aber ist 
sie ihnen teuer: Rund 2,2 Billionen Dollar werden sie in 
diesem Jahr voraussichtlich dafür ausgeben, rund 7,4 
Prozent mehr als im vergangenen Jahr. Das sind zugleich 
16,5 Prozent des amerikanischen Bruttoinlandsprodukts, so 
viel wie in keinem anderen Land der Welt.  

Und der Anteil wird in den kommenden Jahren und Jahrzehnten aller Voraussicht nach 
noch steigen. Im Jahr 2015, so lauten derzeit die Schätzungen, werden in den Vereinigten 
Staaten 4 Billionen Dollar für die Wiederherstellung und den Erhalt von Gesundheit 
ausgegeben. Das wäre dann ein Fünftel der jährlichen Wirtschaftsleistung. 

Keine staatlich organisierte Krankenversicherung für jedermann 

Die hohen Ausgaben - sie steigen schnell, sowohl für die ambulante und stationäre 
Behandlung wie auch für Medikamente - überraschen auf den ersten Blick, weil es in den 
Vereinigten Staaten keine staatlich organisierte Krankenversicherung für jedermann gibt.  

Auch ist die Zahl jener, die über gar keinen Versicherungsschutz verfügen, im 
internationalen Vergleich der Industrieländer sehr hoch: Im Jahr 2004, so weist es das 
Gesundheitsministerium in Washington aus, besaßen 245,3 Millionen Amerikaner 
irgendeine Form von Versicherungsschutz für Gesundheitsdienstleistungen. Das waren 2 
Millionen mehr als im Jahr zuvor, die Zahl entsprach 84,3 Prozent der Bevölkerung. 45,8 
Millionen Menschen aber, 800 000 mehr als 2003, waren ohne jeglichen 
Versicherungsschutz und darum darauf angewiesen, ärztliche Leistungen und 
Medikamente - abgesehen von Notfällen - aus der eigenen Tasche zu bezahlen.  

Es handelt sich bei den Nichtversicherten vielfach um jene, deren Arbeitgeber keine 
Krankenversicherung anbietet, die aber zu viel verdienen, als daß sie sich für die staatliche
Krankenversicherung für Bedürftige qualifizierten. 

Die überwiegende Zahl der Versicherten in Amerika erhält den Schutz über ihren 
Arbeitgeber. Im Jahr 2004 waren nach Angaben des nationalen Statistikamts 59,8 Prozent 
aller Versicherten durch einen von ihrem Arbeitgeber mit einer privaten 
Krankenversicherung geschlossenen Vertrag geschützt. Allerdings hat die Neigung vieler 
Unternehmen, Mitarbeitern als Teil des Entlohnungspakets eine Krankenversicherung 
anzubieten, wegen der stark steigenden Kosten spürbar abgenommen. Im Jahr 2003 lag 
der Anteil noch bei 60,4 Prozent. 

Die Kosten für die Krankenversicherung sind in der Tat nicht zu vernachlässigen, weder für
den Arbeitnehmer noch für den Arbeitgeber. Die durchschnittliche Jahresprämie betrug 
2005 für einen einzelnen Beschäftigten 4024 Dollar; davon übernahm der Arbeitgeber den 
Löwenanteil von 3413 Dollar. Die Kosten für die Krankenversicherung einer Familie lagen 
bei 10.880 Dollar, im Normalfall aufgeteilt in einen Beitrag des Arbeitgebers von 8167 
Dollar und einen des Arbeitnehmers von 2713 Dollar. Im Vergleich zu 2004 stiegen die 
Prämien um 9,2 Prozent, deutlich schneller als die Inflationsrate von 3,5 Prozent.  

Die Versicherten zahlen für jede Leistung 
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Mit der Bezahlung der Versicherungsprämie ist es im Fall der privaten 
Krankenversicherung allerdings nicht getan. Im Regelfall müssen die Versicherten bei 
Inanspruchnahme einer Leistung zunächst einen Selbstbehalt bezahlen, der meist einige 
hundert Dollar im Jahr beträgt; die weiteren Behandlungskosten, einschließlich 
verschreibungspflichtiger Medikamente, werden dann in einem vorher festgelegten 
Verhältnis - beispielsweise 80 zu 20 - zwischen Versicherung und Versichertem aufgeteilt. 
Durchaus üblich ist auch eine Art Praxisgebühr, die vom Versicherten je Arztbesuch 
bezahlt werden muß. 

HMO - weniger Flexibilität, geringere Kosten 

Eine geringere monatliche Prämie sowie vielfach eine geringe oder gar keine 
Selbstbeteiligung verlangen die sogenannten Health Maintenance Organizations (HMO). 
Dafür sind die dort enthaltenen Gesundheitsdienstleistungen mit gewissen 
Einschränkungen verbunden: HMO versuchen einen Vorteil gegenüber herkömmlichen 
Versicherern zu erlangen, indem sie die Gesundheit ihrer Mitglieder "verwalten" und 
unnötige Kosten vermeiden.  

Zu diesem Zweck schließen die HMO Verträge mit Ärzten und Krankenhäusern ab oder 
stellen sogar Ärzte an. Die Versicherten sind dann verpflichtet, einen dieser Ärzte (primary 
care physician) zu benennen, der als erste Anlaufstelle dient und Patienten dann zu einem 
Spezialisten überweist. Diese sogenannten "gatekeeper" sind häufig Internisten, 
Kinderärzte oder Allgemeinmediziner. Frauen ist es vielfach erlaubt, zusätzlich einen 
Gynäkologen auszuwählen, für den keine Überweisung durch den Pförtner-Arzt notwendig 
ist.  

Im Leistungskatalog von HMO sind, anders als bei herkömmlichen privaten 
Versicherungen, auch vorbeugende Maßnahmen wie Impfungen und Mammogramme 
enthalten, gelegentlich gegen eine geringe Selbstbeteiligung. HMO bezahlen auch 
verschreibungspflichtige Arzneien; es hängt allerdings vom Vertrag des Arbeitgebers mit 
der HMO ab, in welchem Maße sich der Arbeitnehmer selbst an diesen Kosten beteiligen 
muß.  

Nach einem ähnlichen Muster wie HMO funktionieren auch die Preferred Provider 
Organization (PPO) und der Point-of-Service Plan (POS), die gegen eine höhere Prämie als 
bei der HMO auch die Behandlung durch Ärzte und Krankenhäuser außerhalb des eigenen 
Netzwerks zulassen, dafür aber eine mitunter recht hohe Beteiligung der Kosten durch den 
Patienten verlangen.  

90 Millionen Amerikaner über staatliche Versicherung versorgt 

Einen hohen Stellenwert in der Gesundheitsversorgung in Amerika nehmen die beiden 
staatlichen Krankenversicherungen für Senioren und Behinderte (Medicare) und für 
Bedürftige (Medicaid) ein. Zusammen sind über diese beiden Programme derzeit mehr als 
90 Millionen Amerikaner versichert. Während Medicare vollständig aus Bundesmitteln 
bezahlt wird, beteiligt sich Washington nur an der Finanzierung von Medicaid.  

Die Verwaltung obliegt den Bundesstaaten, die auch die Zugangsvoraussetzungen 
festlegen. Nicht jeder Arme kann auf die Hilfe durch Medicaid rechnen. Die aufgrund der 
demographischen Entwicklung steigende Zahl von Senioren mit Medicare haben unter dem 
"Original"-Plan sowohl Anspruch auf finanzielle Unterstützung bei ambulanter als auch bei 
stationärer Behandlung.  

Für Plan A, der den Krankenhausaufenthalt umfaßt, fallen keine weiteren Prämien an, weil 
die Beiträge hierfür meist während des Arbeitslebens entrichtet wurden. Plan B, der neben 
der normalen ärztlichen Versorgung auch einen Teil der Rechnungen von 
Physiotherapeuten und anderen Dienstleistern übernimmt, kostet in diesem Jahr 88,50 
Dollar im Monat. Hinzu kommt ein Selbstbehalt von 110 Dollar jährlich. Neben dem 
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Original-Plan existieren noch eine Reihe weiterer Versicherungsmöglichkeiten im Rahmen 
von Medicare. Die Versicherung arbeitet auf manchen Gebieten mit privaten 
Versicherungen zusammen. 

Keine Preisvorschriften für Medikamente 

Das gilt nicht zuletzt für die Erstattung der Kosten für verschreibungspflichtige Arzneien, 
die erst seit diesem Jahr im Leistungskatalog von Medicare enthalten sind. Die 
Versicherten haben hier ebenfalls eine Fülle von Wahlmöglichkeiten, um die Leistungen 
und ihre Kosten auf ihre Bedürfnisse abzustimmen. In jedem Fall werden eine monatliche 
Prämie sowie ein jährlicher Selbstbehalt und Zuzahlungen je Medikament fällig. Einige 
private Versicherungen, die mit Medicare auf diesem Feld zusammenarbeiten, haben 
jüngst damit begonnen, mit führenden Pharmaherstellern Rabatte für bestimmte Arzneien 
auszuhandeln.  

Preisvorschriften für Medikamente gibt es in den Vereinigten Staaten nicht. Derweil haben 
die großen Pharmazie-Ketten des Landes, von Walgreens bis zur CVS Corporation, die neu 
versicherten Senioren als wichtige Kundengruppe ins Visier genommen. Walgreens hat mit 
verschreibungspflichtigen Medikamenten vergangenes Jahr 42 Milliarden Dollar umgesetzt 
und schätzt, daß der Umsatz mit Medicare-Versicherten in den nächsten Jahren um 30 
Prozent zulegen wird.  

Klagen auf Schadenersatz nehmen zu 

Ernstzunehmende Klagen über zu lange Wartezeiten auf notwendige Behandlungen, wie 
sie im staatlichen Gesundheitswesen des nördlichen Nachbarn Kanada zu hören sind, gibt 
es in den Vereinigten Staaten nicht. Rund 1 Milliarde Male suchten Amerikaner 2004 einen 
Arzt oder die Notfallambulanz eines Krankenhauses auf, ein Anstieg von fast einem Drittel 
im Vergleich zu Mitte der neunziger Jahre. Die amerikanische Bevölkerung wuchs während 
dieser Zeit nur um 11 Prozent.  

Zum schnellen Anstieg der Kosten trägt neben der wachsenden Nachfrage nach 
Gesundheitsdienstleistungen aber auch die Neigung vieler Amerikaner bei, ihre Ärzte bei 
ausbleibendem Behandlungserfolg oder Mißgeschicken auf Schadensersatz zu verklagen. 
So mancher Mediziner, der sich gegen solche Klagen versichert, muß jährlich einige 
hunderttausend Dollar Prämie bezahlen.  

Text: F.A.Z., 30.06.2006, Nr. 149 / Seite 16 
Bildmaterial: F.A.Z. 
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Die Leistungen des amerikanischen

Gesundheitssystems halten nicht mit

den Kosten mit

Vereinigte Staaten

Teuer und mittelmäßig
Von Norbert Kuls, New York

02. Februar 2010 Der amerikanische Präsident Barack

Obama lässt bei seinem wichtigsten innenpolitischen Projekt

nicht locker. In der Rede zur Lage der Nation beschwor er

die Kongressabgeordneten, die nach einer Verschiebung der

Mehrheitsverhältnisse im Senat gefährdete

Gesundheitsreform doch noch zu verabschieden und allen

Amerikanern eine Krankenversicherung zu ermöglichen.

"Wenn ich heute Abend meine Rede beendet habe, werden

weitere Amerikaner ihre Krankenversicherung verloren

haben. Millionen werden sie in diesem Jahr verlieren. Die

Versicherungsprämien werden steigen. Zuzahlungen

werden steigen. Patienten werden nötige Behandlungen verweigert werden", beschrieb

Obama die Lage des amerikanischen Gesundheitssystems.

Dabei wird in den Vereinigten Staaten sehr viel Geld für Gesundheit ausgegeben. Die

Ausgaben im Gesundheitswesen belaufen sich auf rund 16 Prozent des

Bruttoinlandsprodukts. In keinem anderen entwickelten Land ist dieses Verhältnis so hoch.

In Deutschland, das nach Angaben der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit

und Entwicklung auch zur Spitzengruppe bei den Gesundheitskosten zählt, summieren sich

die Ausgaben nur auf 10,4 Prozent der gesamtwirtschaftlichen Leistung. Im Gegensatz zu

Deutschland waren in den Vereinigten Staaten nach behördlichen Angaben zuletzt aber

knapp 46 Millionen Menschen, etwas mehr als 15 Prozent der Bevölkerung, nicht

krankenversichert. Dazu kommt ein bedeutender Teil der Bevölkerung, der unterversichert

ist. Kosten für medizinische Behandlungen sind der Hauptgrund für Privatinsolvenzen in

Amerika.

„Es ist auf jeden Fall schlimmer geworden“

Die meisten Amerikaner, knapp 60 Prozent, sind über ihren Arbeitgeber oder den

Arbeitgeber des Ehepartners oder der Eltern bei privaten Krankenversicherungen

versichert. Staatliche Versicherungen gibt es seit Mitte der sechziger Jahre auch. Sie

beschränken sich allerdings weitgehend auf Senioren (Medicare) und Arme (Medicaid).

Etwas mehr als ein Viertel der Bevölkerung nutzt diese Dienste. Seit den neunziger Jahren

gibt es zudem ein Versicherungsprogramm für Kinder und Jugendliche aus bedürftigen

Familien, deren Einkommen die Höchstgrenzen für Medicaid übersteigt, aber zu gering ist,

um die Beiträge für eine private Versicherung zahlen zu können. Angehörige des Militärs

und Veteranen sind auch staatlich krankenversichert.

Die Leistungen des amerikanischen Gesundheitssystems halten allerdings nicht mit den

Kosten mit. Die Kindersterblichkeit in den Vereinigten Staaten ist höher und die

durchschnittliche Lebenserwartung geringer als in anderen Industrieländern. Vor zehn

Jahren rangierte das amerikanische Gesundheitssystem laut der

Weltgesundheitsorganisation WHO bei der allgemeinen Leistung nur auf Rang 37 unter 191

Mitgliedstaaten.

Aktuell Wirtschaft Wirtschaftspolitik
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FAZ.NET-Spezial: Teure
Gesundheit, begehrte
Pharma-Pfründe

Wer mit Amerikanern spricht, bekommt den Eindruck, dass

sich die Lage seither noch verschärft hat. Die erfahrene

New Yorker Ärztin Virgie Bright Ellington bemängelt, dass

der Druck seitens der teilweise börsennotierten privaten

Krankenversicherer die Zeit zu stark limitiert, die ein Arzt

mit den Patienten verbringt. Die Folge: Patienten

bekommen nicht die nötige umfassende medizinische Betreuung. "Um mehr Geld zu

verdienen, muss der Versicherer von Patienten höhere Prämien und Zuzahlungen

verlangen oder die Ärzte schlechter bezahlen. Gewöhnlich ist es eine Kombination", sagt

Bright Ellington. Auch Versicherte spüren diesen Druck. "Es ist auf jeden Fall schlimmer

geworden", sagt Michael Rustin, ein New Yorker Sozialarbeiter. Früher übliche

Versicherungsleistungen, etwa für den Zahnarzt, seien gestrichen worden. Die Auswahl der

Ärzte wurde eingeschränkt. Gleichzeitig werden Arbeitgeber und Versicherte stärker zur

Kasse gebeten.

Notaufnahmen überfüllt

Gleichzeitig sorgen die vielen Nichtversicherten dafür, dass die Notaufnahmen der

Krankenhäuser überfüllt sind. Dieses Phänomen ist einer der Gründe für die hohen Kosten

des amerikanischen Gesundheitssystems. Krankenhäuser sind seit den achtziger Jahren

gesetzlich verpflichtet, in Notfällen jeden Patienten zu versorgen - unabhängig von seiner

Fähigkeit zu zahlen. Mehr als die Hälfte der in der Regel teureren Notfallbehandlungen in

Krankenhäusern wird aber nicht bezahlt. Das hat zu Schließungen von Hospitälern sowie zu

einer Verlagerung der Kosten auf versicherte Patienten geführt.

Auch die Kosten für verschreibungspflichtige und patentierte Medikamente tragen zum

hohen Kostenniveau des Gesundheitssystems bei. Pharmaverbände argumentieren, dass

die hohen Preise notwendig seien, um Forschung und Entwicklung zu finanzieren. Ausgaben

für Medikamente tragen aber nur ein Zehntel zu den gesamten Kosten im amerikanischen

Gesundheitswesen bei. Den größten Block, mehr als die Hälfte, stellen Ausgaben für

Krankenhäuser und ärztliche Dienstleistungen. Die Haushaltsbehörde des Kongresses führt

die Hälfte des Kostenwachstums in den vergangenen Jahrzehnten auf technologischen

Fortschritt bei der medizinischen Versorgung zurück. Als weiterer Grund gilt die

fragmentierte Versicherungslandschaft in den Vereinigten Staaten. Das führt zu höheren

Verwaltungskosten. Zudem resultiert daraus eine im internationalen Vergleich schwache

Käuferseite. Den Versicherern stünden teilweise nahezu monopolistische Anbieter wie

große Hospitalketten gegenüber, heißt es in einer Studie. Die staatlichen Versicherer

Medicare und Medicaid hätten zwar mehr Einfluss bei der Verhandlung der Preise für

Dienstleistungen. Staatlich kontrollierte Gesundheitssysteme wie in Kanada oder Europa

hätten allerdings wesentlich mehr Macht als Käufer, weil es sich dort um ein

Nachfragemonopol handele.

Text: F.A.Z.
Bildmaterial: AP
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Home Politik Ausland

Amerikanisches Gesundheitssystem

Teuer und gut - aber nicht für alle
28.06.2012 ·  Das amerikanische Gesundheitssystem ist eine Mischung aus
öffentlicher und privater Vorsorge. Die Mittelschicht kann damit gut leben. Bei der
Säuglingssterblichkeit hingegen schneiden die Vereinigten Staaten schlechter ab
als Kuba.

Von MATTHIAS RÜB, WASHINGTON

Artikel

W eil Amerika das Land des kategorischen Superlativs ist, muss in Amerika immer

alles am besten sein. Die stärksten Streitkräfte, die klügsten Wissenschaftler, die

erfinderischsten Unternehmer, die erfolgreichste Filmindustrie. Und das beste

Gesundheitswesen? Auf jeden Fall das teuerste.

Kein Land der Welt gibt so viel Geld aus für die Gesundheitsversorgung seiner

Bevölkerung wie die Vereinigten Staaten - in absoluten Zahlen wie relativ zur

Einwohnerzahl. Die Gesamtausgaben für die Gesundheitsversorgung belaufen sich

derzeit auf rund 2,6 Billionen Dollar jährlich. Die Pro-Kopf-Ausgaben für die fast 314

Millionen Menschen in den Vereinigten Staaten sind fast doppelt so hoch wie in

Deutschland.

Seit 1980, als in Amerika noch etwa 226 Millionen Menschen gezählt worden waren,

haben sich die Kosten im Gesundheitswesen mehr als verzehnfacht. Zwar hat sich die

Kostenzunahme seit der Jahrtausendwende verlangsamt. Doch noch immer übersteigt

der Anstieg um jährlich rund sieben Prozent das Wachstum des Nationaleinkommens.

Derzeit machen die Kosten im Gesundheitswesen fast 18 Prozent des

Bruttoinlandsprodukts aus.

Ganze Politikergenerationen scheiterten

Auch die rund 50 Millionen Menschen ohne private oder staatliche

Krankenversicherung - unter ihnen sind etwa elf Millionen illegale Einwanderer -

tragen zu den immensen Kosten bei. Denn auch die Unversicherten nehmen

Leistungen von Ärzten und Krankenhäusern in Anspruch: Wer auch immer wegen

eines medizinischen Notfalls in den „Emergency Room“ eines Krankenhauses kommt,

© AFP
Jubel in Washington: Anhänger von „Obamacare“ nach dem Urteil

28.06.2012, 18:36 Uhr
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muss dort behandelt werden. Die Rechnungen, welche die Krankenhäuser für die

Behandlungen verschicken, können die meisten Unversicherten nicht bezahlen. Die

Kosten in Milliardenhöhe teilen sich die Krankenhäuser, die Kommunen, die

Teilstaaten, die Bundesbehörden - und die Versicherten der privaten und öffentlichen

Versicherungsträger sowie die Steuerzahler.

An dem Versuch, den Kostenzuwachs im Gesundheitswesen in den Griff zu bekommen,

den Versicherungsschutz auf möglichst alle Einwohner auszudehnen und zugleich die

Qualität der Gesundheitsversorgung zu sichern oder zu erhöhen sind schon ganze

Politikergenerationen gescheitert. Das amerikanische Gesundheitswesen ist ein

Mischsystem aus privatem und öffentlichem Versicherungsschutz. Marksteine bei der

öffentlichen Versicherung sind die Schaffung der staatlichen Versicherungen für

Senioren (Medicare) und Arme (Medicaid), die 1965 geschaffen wurden und seither

unentwegt gewachsen sind.

Kaum überschaubare Vielfalt

Die Kosten nehmen vor allem bei der Medicare-Versicherung zu, in die neben Senioren

mit 65 Jahren auch Behinderte und unheilbar Kranke aufgenommen werden.

Gegenwärtig sind 48 Millionen Amerikaner über Medicare versichert, 40 Millionen

Senioren und acht Millionen Jüngere mit Behinderungen. Weil immer mehr Menschen

immer älter werden und immer länger medizinische Leistungen in Anspruch nehmen,

ist die Kostenzunahme bei Medicare kaum zu bremsen. Daneben gibt es weitere

öffentliche Versicherungssysteme des Bundes sowie der Bundesstaaten für

Militärangehörige, Angestellte im öffentlichen Dienst sowie für Kinder und

Jugendliche.

Der zweite Pfeiler sind die privaten Versicherungen und Versorgungspläne, von denen

es eine kaum überschaubare Vielfalt gibt. Die meisten Amerikaner sind durch ihre

Arbeitgeber versichert, die von 50 Prozent bis mitunter 100 Prozent der

Versicherungsprämie übernehmen. Die privaten Arbeitgeber versuchen, durch

Gruppenverträge mit Versicherungen und Pharmazieunternehmen die Kosten zu

reduzieren. Gut vier Fünftel der amerikanischen Versicherten geben den Leistungen

ihrer Krankenversicherung die Noten „gut“ oder „ausgezeichnet“.

Erst „Hillarycare“, nun „Obamacare“

Was das amerikanische Gesundheitswesen leistet, ist dennoch umstritten. Zwar bringt

es Spitzenleistungen hervor, und mehr als 80 Prozent der Versicherten fühlen sich gut

bis bestens versorgt. Wer in Amerika zur Mittelschicht gehört, leistet sich für seine

Kinder eine erstklassige kieferorthopädische Behandlung. Bei der

Säuglingssterblichkeit dagegen schneiden die Vereinigten Staaten nach Erhebungen

der Weltgesundheitsorganisation WHO schlechter ab als Kuba.

Der Wille, den Versicherungsschutz auf alle Amerikaner auszudehnen, war seit je der

wichtigste Grund für alle Versuche, das amerikanische Gesundheitswesen zu

reformieren. Dieser Wille stand schon im Zentrum von „Hillarycare“, dem früh am

Widerstand des Kongresses gescheiterten Reformvorhaben des demokratischen

Präsidenten Bill Clinton und der damaligen „First Lady“ und Gesundheitsbeauftragten

Hillary Clinton in den Jahren 1992 und 1993. Der neue Anlauf unter Präsident Barack

Obama vom März 2010, der weithin „Obamacare“ genannt wird, soll mittels

allgemeiner Versicherungspflicht den Krankenversicherungsschutz auf 97 Prozent der

Amerikaner ausdehnen. Die allgemeine Versicherungspflicht soll erst 2014 in Kraft

treten, andere Bestimmungen des Gesetzes - etwa dass junge Erwachsene bis zum Alter

von 26 Jahren bei ihren Eltern versichert bleiben können - gelten schon jetzt.

Die Klage von 26 Bundesstaaten gegen „Obamacare“ sowie der geeinte politische

Widerstand der Republikaner waren vor allem gegen die allgemeine

Versicherungspflicht gerichtet. Die Obersten Richter ließen mit ihrer Entscheidung

vom Donnerstag mit fünf zu vier Stimmen diese Pflicht faktisch bestehen. Der

konservative Vorsitzende Richter John Roberts, der gemeinsam mit den vier

linksliberalen Richtern votierte, taufte die Versicherungspflicht aber in eine vom

Kongress in Washington neu eingeführte Bundessteuer um, die damit

verfassungskonform sei. Im politischen Streit darum, ob „Obamacare“ eine
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Machtanmaßung der Bundesregierung gegenüber den Einzelstaaten sei, ob staatlicher

Dirigismus oder marktwirtschaftlicher Wettbewerb mehr Menschen einen

Krankenversicherungsschutz bieten und die Kosten reduzieren könne, nahm das

Oberste Gericht keine Stellung.

Weitere Artikel

Oberstes Gericht billigt Obamas Gesundheitsreform  

Kommentar: Verfassungskonform  

Video: Oberster Gerichtshof entscheidet über Obamas Gesundheitsreform  

Vereinigte Staaten: Der amerikanische Patient  

Vereinigte Staaten: Ablenkungsmanöver in einem verpatzten Monat  

„Obamacare“: Brokkoli, Beerdigungen und Dominosteine  

Quelle: F.A.Z.
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Gesundheitsreform in Amerika

Empörende Zahlen
05.10.2013 ·  Kaum irgendwo sonst als bei Obamas Gesundheitsreform wird der
Gegensatz zwischen einem „linken“ Präsidenten und einer „rechten“ Opposition
betont. Warum die Amerikaner mit „Obamacare“ hadern.

Von ANDREAS ROSS, WASHINGTON

Artikel

bamacare“ war ein Kampfbegriff der Republikaner. Aber dem Präsidenten

gefällt das Etikett. Barack Obama ist davon überzeugt, dass seine

Gesundheitsreform eklatante Lücken im Versicherungsschutz der Amerikaner

schließen wird, und er beharrt darauf, dass sie überdies die Kosten im Zaum hält. Alle

Umfragen scheinen aber den Republikanern recht zu geben, die sich in ihrem Kampf

gegen das Unterfangen auf das Volk berufen. So haben Demoskopen jüngst für den

Sender NBC und das „Wall Street Journal“ ermittelt, dass 45 Prozent der Amerikaner

erwarten, Obamacare werde negative Folgen für das Land haben. Nur 23 Prozent

versprechen sich Verbesserungen. Immerhin 30 Prozent der Befragten rechnen damit,

dass die Reform ihrer Familie schadet, während sich nur gut jeder Zehnte auf eine

Verbesserung der eigenen Lage einrichtet. Doch Obacht: Nur drei von zehn Befragten

sagen, dass sie überhaupt begreifen, worum es bei Obamacare geht. Selbst die Ärzte

haben sich mehrheitlich nicht bemüht, die Reform zu verstehen.

So viel Zeit die Sender auf den Streit verwenden, so rar sind sachliche Darstellungen.

Schon die Überlastung der Websites am Dienstag, als die Online-Börsen für

subventionierte Versicherungspolicen eröffneten, wurde in Talkshows als Beleg des

Scheiterns skandalisiert. Es rächt sich, dass Obama 2010 die Umwälzung allein mit den

Stimmen der Demokraten durchgepaukt hat, während früher breite, überparteiliche

Mehrheiten in Grundsatzfragen üblich waren. So konnte der Widerstand gegen

Obamacare für die Republikanische Partei in ihrer Krise identitätsstiftend wirken. In

dem durch gnadenlos zugespitzte oder falsche Behauptungen über angebliche

Reformfolgen vergifteten Klima tut sich die Regierung schwer, Pannen bei der hastigen

Einführung zuzugeben, bürokratische Auswüchse zu verhindern und allzu

optimistische Sparprognosen zu korrigieren.

© AFP
Mit Lufballons: New Jersey nimmt Versicherungsanträge nicht nur online an.

05.10.2013, 10:36 Uhr
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Obamacare ist wie geschaffen, um den Gegensatz zwischen einem linken Präsidenten

und einer Opposition zu akzentuieren, die sich nach den schuldenfinanzierten

Konjunkturprogrammen erst recht für eine schlanke Bundesregierung einsetzt. Durch

den „Affordable Care Act“ entstehen Ansprüche auf Beihilfen, die sich in zehn Jahren

auf mehr als eine Billion Dollar summieren. Diese Zahl empört Republikaner. Doch sie

berücksichtigt weder die Einnahmequellen, die Obamacare erschließt (etwa eine

umstrittene Steuer auf technische medizinische Hilfsmittel), noch anderweitige

Spareffekte. Nach Berechnungen des unabhängigen Budgetamts des Kongresses wird

die Gesundheitsreform das Haushaltsdefizit verringern. Kritiker malen aber die Gefahr

von Betrug an die Wand - und kritisieren zugleich die Bürokratie, die aufgebaut wird,

um Missbrauch zu verhindern. Vor allem die künftige Krankenversicherungspflicht

leitet Wasser auf die Mühlen von Republikanern, die vor einem einen

bevormundenden Staat warnen. Wenn sich eine Familie mit einem Jahreseinkommen

von 73.000 Dollar in Ohio nicht krankenversichert, droht ihr ein Bußgeld von mehr als

2000 Dollar im Jahr. Dass die Regierung als Nächstes eine „Broccoli-Pflicht“

verhängen werde, also jeden Bürger zum regelmäßigen Kauf des Broccoli-Gemüses

verpflichten werde, gehört zu den wiederkehrenden Phrasen einer hitzigen Debatte,

deren Teilnehmer meist nur eine Seite der Medaille beleuchten.

Mit Richtigstellungen ist schwer durchzudringen

Die andere zeigt in den Augen der Demokraten das leuchtende Bild eines Landes, in

dem endlich nicht mehr 15 Prozent der Bevölkerung ohne Krankenversicherung

dastehen werden. Denn die Versicherer dürfen nicht mehr nach Vorerkrankungen

fragen, bevor sie eine Versicherungsprämie verlangen. Und selbst Amerikaner, die über

das Vierfache der Armutsgrenze von derzeit 11.490 Dollar für Alleinstehende verfügen,

können künftig staatliche Hilfen bekommen. Auch in der Wählerklientel der

Republikaner gibt es viele Bürger, die wegen Vorerkrankungen bisher durch das Raster

gefallen sind. Während Angestellte, die wie der Großteil der Amerikaner über ihren

Arbeitgeber versichert sind, meist keine Probleme haben, können sich Diabetiker etwa

oft nur zu horrenden Kosten versichern, wenn sie sich beispielsweise selbständig

machen. So wenig, wie die Demokraten von der Versicherungspflicht und den Strafen

reden, so selten erinnern die Republikaner an diesen Missstand, den Obamacare

abstellt.

So gerät der Zusammenhang aus dem Blick: Wenn plötzlich Millionen von Kranken

günstigen Versicherungsschutz erhalten, müssen die Gesellschaften umso mehr

Gesunde anlocken, deren Prämien die aufwendigen Behandlungen der Kranken

mitfinanzieren. Dazu dient die Versicherungspflicht. Dass die Versicherungsprämien

der Amerikaner zuletzt teils drastisch gestiegen sind, konnte die Regierung allerdings

nicht verhindern. Sein Wahlversprechen von 2008, dass viele Familien bis zu 2500

Dollar jährlich sparen würden, kann Obama nicht einhalten.

Zur schlechten Stimmung tragen ferner die Klagen von Unternehmen bei. Die

Versicherungspolicen, die sie ihren Angestellten besorgen, müssen neuen Regeln

gehorchen. Außerdem werden neue Berichtspflichten und Gebühren eingeführt. Die

Spitze des Eisbergs bildet die sogenannte Cadillac-Steuer, die Arbeitgeber von 2018 an

zu entrichten haben, wenn sie ihren Mitarbeitern einen zu umfassenden Schutz bieten -

denn das könnte die Versicherten animieren, das Gesundheitssystem über Gebühr zu

strapazieren. Nicht zuletzt Gastronomiebetriebe schimpfen zudem auf die Regelung,

dass ein Mitarbeiter von 30 Wochenstunden an als Vollzeitkraft anzusehen ist, was zur

Folge haben kann, dass mehr kleine Unternehmen ihre Mitarbeiter krankenversichern

müssen - oder Personal entlassen. Eine große Kette droht schon, dass wegen

Obamacare die Pizza teurer wird. Nicht aufgegangen ist Obamas Plan, die

Republikaner durch Dezentralisierung einzubinden. Die Börsen für

Versicherungspolicen sind in jedem Staat anders organisiert. Das erschwert es, mit

einer einfachen Botschaft landesweit für die Reform zu werben. Viele republikanische

Gouverneure verzichten sogar auf üppige Bundeszuschüsse, um die Reform zu

hintertreiben. Das verursacht auf regionaler Ebene Probleme, die landesweit

skandalisiert werden.
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Den Bundesstaaten bleibt es auch überlassen, ob die auf ihren Marktplätzen

angebotenen Policen die Kosten für Schwangerschaftsabbrüche übernehmen. Doch für

viele Kritiker ist klar: Obamacare subventioniert Abtreibungen. Noch mehr Widerhall

findet die frühere Vizepräsidentschaftskandidatin Sarah Palin von der Tea Party mit

ihrer Warnung vor den „death panels“: Obamas Bürokraten würden künftig darüber

entscheiden, ob und wie ein behindertes Kind oder alte Menschen behandelt würden.

Dabei ist es dem noch zu formierenden Gremium, das die Wirksamkeit von Therapien

analysieren soll, klar untersagt, Gesundheitsleistungen zu rationieren. Doch mit

Richtigstellungen ist schwer durchzudringen.
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